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Das Europdische Parlament,
—  unter Hinweis auf die Artikel 2 und 3 des Vertrags iiber die Europaische Union,

— unter Hinweis auf die Artikel 4, 9, 151, 153, 162, 174 bis 178 und 349 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der
Europiischen Union (AEUV),

—  unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/241 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021
zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienzfazilitit ('),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/691 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021
tiber den Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer (EGF)
und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 (3,

—  unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 20211056 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021
zur Einrichtung des Fonds fiir einen gerechten Ubergang (%),

— unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1057 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021
zur Einrichtung des Europdischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufthebung der Verordnung
(EU) Nr. 1296/2013 (%,

—  unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021
iiber den Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung und den Kohisionsfonds (¥),

—  unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021
mit gemeinsamen Bestimmungen fiir den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen
Sozialfonds Plus, den Kohisionsfonds, den Fonds fiir einen gerechten Ubergang und den Europdischen Meeres-,
Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds und fiir den Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds, den Fonds fur die innere Sicherheit und das Instrument fir finanzielle Hilfe im Bereich
Grenzverwaltung und Visumpolitik (Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen) (),

—  unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021
zur Schaffung des Rahmens fiir die Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (,Europdisches Klimagesetz®) ('), mit der die EU rechtlich verpflichtet wird, bis
2050 klimaneutral zu werden, wobei als Zwischenziel eine Verringerung der Netto-Treibhausgasemissionen bis
2030 um mindestens 55 % gegeniiber den Werten von 1990 festgelegt wurde,
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unter Hinweis auf die Verordnung (EU) 2024/1735 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2024
zur Schaffung eines Rahmens fiir MaRnahmen zur Stirkung des europaischen Okosystems der Fertigung von Netto-
Null-Technologien und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1724 (%),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 25. Mirz 2021 iber die Kohidsionspolitik und regionale
Umweltstrategien im Kampf gegen den Klimawandel (),

unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 20. Mai 2021 zur Umkehrung demografischer Trends in den Regionen
der EU mithilfe von Instrumenten der Kohasionspolitik (*°),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 7. Juni 2022 zu den Inseln der Europdischen Union und
Kohisionspolitik: aktuelle Situation und zukiinftige Herausforderungen ('),

unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 15. September 2022 zum achten Kohisionsbericht iiber den
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt in der EU ('3),

unter Hinweis auf seine EntschlieBung vom 23. November 2023 zur Schaffung von Arbeitsplitzen — gerechter
Ubergang und nachhaltiges Investieren (%),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 23. November 2023 zur TalenterschlieSung in den Regionen Europas (*4),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 12. Dezember 2023 zur Umgestaltung des kiinftigen Rahmens der
EU-Strukturfonds zur Unterstiitzung der besonders von den Herausforderungen im Zusammenhang mit dem
Ubergang in der Automobilindustrie sowie dem okologischen und dem digitalen Wandel betroffenen Regionen (*%),

unter Hinweis auf seine Entschliefung vom 14. Mdrz 2024 zu der Umsetzung und den Ergebnissen der
Kohisionspolitik 2014-2020 in den Mitgliedstaaten (*¢),

unter Hinweis auf das Ubereinkommen von Paris, das am 12. Dezember 2015 auf der 21. Tagung der Konferenz der
Vertragsparteien des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen tiber Klimadnderungen (COP 21) in Paris
geschlossen wurde,

unter Hinweis auf die auf dem informellen Treffen der Ministerinnen und Minister fir Raumordnung,
Raumentwicklung und/oder territorialen Zusammenhalt am 1. Dezember 2020 angenommene , Territoriale Agenda
2030 — Eine Zukunft fiir alle Orte*,

unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 4. Marz 2021 mit dem Titel , Aktionsplan zur europdischen
Sdule sozialer Rechte* (COM(2021)0102),

unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 14. Juli 2021 mit dem Titel ,Fit fir 55: auf dem Weg zur
Klimaneutralitdt — Umsetzung des EU-Klimaziels fiir 2030 (COM(2021)0550),

unter Hinweis auf den Bericht der Kommission vom Februar 2024 mit dem Titel ,Forging a sustainable future
together — Cohesion for a competitive and inclusive Europe: report of the High-Level Group on the Future of
Cohesion Policy” (Gemeinsam eine nachhaltige Zukunft gestalten — Zusammenhalt fir ein wettbewerbsfihiges und
inklusives Europa: Bericht der Hochrangigen Expertengruppe zur Zukunft der Kohisionspolitik),

unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 27. Mérz 2024 zum neunten Kohasionsbericht (COM(2024)
0149),

unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 26. Februar 2025 mit dem Titel ,Der Deal fiir eine saubere
Industrie: Ein gemeinsamer Fahrplan fiir Wettbewerbsfahigkeit und Dekarbonisierung” (COM(2025)0085),

unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 5. Marz 2025 mit dem Titel ,Die Union der Kompetenzen®
(COM(2025)0090),

unter Hinweis auf die Stellungnahme des Européischen Ausschusses der Regionen vom 8. Oktober 2024 mit dem
Titel ,Ein gerechter Ubergang fiir alle Regionen der EU* (V),
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— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Européischen Ausschusses der Regionen vom 21. November 2024 mit dem
Titel , Eine neue Kohdsionspolitik nach 2027, bei der niemand zuriickgelassen wird* (*%),

— unter Hinweis auf den Bericht von Enrico Letta vom 17. April 2024 mit dem Titel ,Much more than a market -
Speed, security, solidarity: Empowering the Single Market to deliver a sustainable future and prosperity for all EU
Citizens“ (Viel mehr als ein Markt — Geschwindigkeit, Sicherheit, Solidaritit: Stirkung des Binnenmarkts zur
Schaffung einer nachhaltigen Zukunft und von Wohlstand fiir alle Biirgerinnen und Biirger der EU),

— unter Hinweis auf den Bericht von Mario Draghi vom 9. September 2024 mit dem Titel ,The future of European
competitiveness” (Zur Zukunft der europiischen Wettbewerbsfihigkeit),

—  gestiitzt auf Artikel 55 seiner Geschiftsordnung,
— unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses fiir Beschiftigung und soziale Angelegenheiten,
— unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses fiir regionale Entwicklung (A10-0137/2025),

A.  in der Erwigung, dass das ambitionierte Ziel, bis spatestens 2050 eine CO,-neutrale Wirtschaft zu erreichen, einen
wesentlichen wirtschaftlichen, 6kologischen und sozialen Nutzen bringen kann, zu dem etwa die Schaffung neuer
Wirtschaftszweige und neuer Beschiftigungsmaoglichkeiten sowie eine bessere Lebensqualitit gehéren; in der
Erwigung, dass dieser Ubergang aber auch bestehende Unterschiede zwischen Regionen verschirfen kann — was
insbesondere schwichere Bevolkerungsgruppen treffen kann, deren Moglichkeiten, den Ubergang fiir sich zu nutzen,
aufgrund sozio6konomischer Faktoren eingeschrankt sind — und insbesondere in Regionen, die in hohem Mafe von
CO,-intensiven Industriezweigen abhingig sind — wie etwa den Kohleregionen —, neue Anfilligkeiten schaffen kann;

B.  in der Erwigung, dass die einzelnen Regionen der EU grofse Unterschiede mit Blick auf ihre soziodkonomischen
Merkmale aufweisen, da sich ihr Entwicklungsstand, ihre Infrastruktur, ihre demografischen Trends und ihre
Arbeitsmarktbedingungen voneinander unterscheiden, und es auf der Hand liegt, dass es keine Pauschallosung gibt,
die ihren unterschiedlichen Bediirfnissen angemessen gerecht werden kann; in der Erwidgung, dass weniger
entwickelte Regionen tendenziell mehr unter dem Ubergang leiden als stirker entwickelte Regionen;

C.  in der Erwégung, dass insbesondere im ldndlichen Raum und in abgelegenen Gebieten der digitale Wandel nach wie
vor mit unterschiedlicher Geschwindigkeit verlduft und weiterhin ein Ungleichgewicht bei der Konnektivitit in ganz
Europa besteht; in der Erwdgung, dass es vielen betroffenen Regionen an grundlegenden Infrastrukturen und
wesentlichen Dienstleistungen mangelt, was es ihnen erschwert, produktive Investitionen zu mobilisieren, die eine
nachhaltige wirtschaftliche Erholung nach sich ziehen; in der Erwidgung, dass es zusdtzlicher Investitionen bedarf,
um den Ubergang zu einer nachhaltigen und intelligenten Mobilitit zu beschleunigen und um die Infrastruk-
tursysteme zu modernisieren und zu diversifizieren, damit die Barrierefreiheit gestdrkt, Innovation gefordert und der
Ubergang zu einer umweltfreundlicheren Wirtschaft vorangebracht wird; in der Erwigung, dass die Kohésionspolitik
eine strategische Rolle bei der Schliefung dieser Liicken spielen sollte, indem sie den territorialen Zusammenhalt
fordert und dafiir sorgt, dass bei dem Ubergang keine Region zuriickgelassen wird;

D. inder Erwdgung, dass sich viele der drmsten und am stirksten gefihrdeten Regionen im Osten der EU befinden; in der
Erwagung, dass sich der Krieg in der Ukraine zusatzlich negativ auf diese Regionen auswirkt;

E. in der Erwigung, dass die Abgeschiedenheit von Inseln und ihre Isolation vom Festland einen dauerhaften
strukturellen Nachteil darstellt, der zahlreiche Aspekte des wirtschaftlichen und sozialen Lebens beeinflusst, unter
anderem den Zugang zum Arbeitsmarkt, zu Bildung, zur Gesundheitsversorgung, zu Mobilitit und zu 6ffentlichen
Dienstleistungen; in der Erwagung, dass Inseln klein sind, was die Moglichkeiten zur beruflichen Weiterbildung und
Umschulung erheblich schmalert, wodurch sich die Arbeitskrifte nur eingeschrinkt an strukturelle Verdnderungen
oder sektorale Verschiebungen anpassen konnen, wie sie sich beispielsweise aus dem okologischen und dem
digitalen Wandel ergeben; in der Erwdgung, dass dieser Mangel an Alternativen die Arbeitskrifte hiufig dazu zwingt,
ihre Heimatregionen zu verlassen, um anderswo Zugang zu Beschiftigungsmdglichkeiten zu erhalten, was wiederum
ihre ,Berechtigung zum Verbleib“ aushohlt und zu Entvolkerung und der Abwanderung hochqualifizierter
Arbeitskrifte aus Inselgebieten beitrigt;

F.  in der Erwégung, dass der EU-Fonds fiir einen gerechten Ubergang ein wichtiges Instrument ist und auch kiinftig sein
sollte, wenn dafiir gesorgt werden soll, dass Menschen, die in vom Ubergang zur Klimaneutralitit betroffenen
Gebieten leben, nicht zuriickgelassen werden, und wenn es gilt, einen Beitrag zu dem Ziel zu leisten, dass Regionen
und Menschen in die Lage versetzt werden, den sozialen, beschiftigungspolitischen, wirtschaftlichen und
okologischen Auswirkungen des Ubergangs entgegenzutreten; in der Erwigung, dass die Ausschopfungsquoten in
der jetzigen Phase des Programmplanungszeitraums zu niedrig sind;

(") ABL C, C[2025/285, 24.1.2025, ELL: http:|/data.europa.eu/eli/C/2025/285/oj.
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in der Erwigung, dass der Ubergang zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft, die globale Klimakrise und die
Umweltverschmutzung mit ihren Auswirkungen auf Erndhrung, Bildung und Gesundheit in den vielen
verschiedenen Regionen der EU auch eine Krise der Kinderrechte darstellen und wirksame und sinnvolle
Mafinahmen ergriffen werden sollten, damit Kinder und kiinftige Generationen in Wiirde aufwachsen und fiir den
Fachkriftemarkt der Zukunft geriistet sind;

in der Erwidgung, dass Empfehlungen an die Mitgliedstaaten fiir eine umfassende und mit entsprechenden
Haushaltsmitteln ausgestattete Strategie zur Bekimpfung der Armut und insbesondere der Armut von Familien und
Kindern in der EU sowie Strategien und Maflnahmen zu ihrer Umsetzung die Vertiefung des Binnenmarkts sowie
Fortschritte bei der Verwirklichung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalts fordern und das
Ziel der Kommission, ein wettbewerbsfihiges und inklusives Europa vielféltiger Regionen zu erreichen, voranbringen;

in der Erwdgung, dass in Europa derzeit ein Arbeits- und Fachkriftemangel zu verzeichnen ist, der, wie in den
Berichten von Mario Draghi und Enrico Letta festgestellt wurde, die Wettbewerbsfahigkeit der Union beeintrichtigt;
in der Erwigung, dass eine strategische Dezentralisierung der industriellen und technologischen Entwicklung und
Investitionen in vom Ubergang betroffene Regionen zwar dazu beitragen konnen, einen solchen Mangel zu beheben,
jedoch ausreichende Investitionen in die damit einhergehenden 6ffentlichen Dienstleistungen und Infrastrukturen wie
Wohnraum, Bildung und Verkehr erfordern;

in der Erwidgung, dass in vielen der von der Dekarbonisierung am stirksten betroffenen Wirtschaftszweige
ungiinstige Arbeitsbedingungen vorherrschten und sie auf Saisonarbeitskrifte angewiesen waren; in der Erwigung,
dass der okologische und der digitale Wandel mit sozialer Gerechtigkeit einhergehen miissen; in der Erwégung, dass
ein gerechter Ubergang dazu beitragen sollte, Diskriminierung am Arbeitsplatz abzubauen, angemessene und gute
Arbeitsbedingungen zu sichern, Arbeitsnormen zu verbessern und fiur wirksame Auffangnetze und
Schutzmechanismen fiir die Arbeitskrifte zu sorgen, deren Arbeitsplatze betroffen sind;

in der Erwdgung, dass der Tourismus ein Schliisselsektor der Wirtschaft in der EU ist — trdgt er doch direkt und
indirekt zu mehr als 10 % des BIP der EU bei — und dass er insbesondere in Regionen, die stark von ihm abhingig
sind, eine entscheidende Rolle bei der Forderung der Wettbewerbsfihigkeit, des sozialen Wohlergehens und der
Schaffung nachhaltiger Arbeitsplitze spielt; in der Erwidgung, dass der Tourismus insbesondere in abgelegenen
Regionen, landlichen Gebieten, Kiistenregionen, Gebieten in dufSerster Randlage und Inselregionen erheblich zum
territorialen Zusammenbhalt beitragen kann und dass er die wirtschaftliche Diversifizierung und einen gerechten
Ubergang in Gebieten unterstiitzen kann, die mit strukturellen Herausforderungen, einem Bevolkerungsriickgang
oder auch der Abhingigkeit von CO,-intensiven Industriezweigen konfrontiert sind; in der Erwigung, dass die
Tourismusbranche der EU, die aus 2,3 Millionen in erster Linie kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) besteht,
etwa 12,3 Millionen Menschen beschiftigt und eine wichtige Wirtschaftstatigkeit mit einem ausgepragten Multiplika-
toreffekt fiir verschiedene Branchen darstellt; in der Erwdgung, dass die Kohasionspolitik Strategien fiir einen
nachhaltigen Tourismus als Teil des gerechten Ubergangs unterstiitzen sollte, indem Widerstandsfihigkeit,
Innovation und der okologische und der digitale Wandel im Tourismussektor gestirkt werden und gleichzeitig
inklusives Wachstum gefordert und das Kultur- und Naturerbe bewahrt wird;

in der Erwigung, dass die EU im Gegensatz zu ihren wichtigsten Wettbewerbern bei der Verringerung der Emissionen
weltweit fihrend ist und gleichzeitig zahlreiche Herausforderungen angehen muss, die durch das weltweit komplexe
geopolitische und okonomische Umfeld ausgelost werden;

in der Erwigung, dass die Energiewende mit wirtschaftlicher Wettbewerbsfahigkeit einhergehen sollte und die
Energieversorgungssicherheit in den Ubergangsregionen unbedingt zu schiitzen ist;

in der Erwégung, dass die Kernenergie in die griine Taxonomie aufgenommen wurde und somit zum Ubergang zu
einer dekarbonisierten Wirtschaft beitrdgt; in der Erwagung, dass verstirkte Investitionen in diese Energieform dazu
beitragen wiirden, die Ziele der EU in Bezug auf strategische Autonomie und die Verringerung der CO,-Emissionen
zu erreichen; in der Erwigung, dass diese Energiequelle zudem eine wirksame Alternative mit Blick auf
Energieeffizienz, die Schaffung von Arbeitsplitzen und das Wirtschaftswachstum in den Ubergangsregionen wire;

in der Erwigung, dass sich der europdische Kontinent schneller erwidrmt als der Rest der Welt und die durch den
Klimawandel bedingten Risiken immer komplexer und schwieriger zu bewiltigen sein werden;

in der Erwégung, dass Inseln, Inselgebiete und Gebiete in duflerster Randlage aufgrund ihrer Anfilligkeit besonderer
Aufmerksamkeit und Unterstiitzung bediirfen, da diese Regionen ernsten soziodkonomischen Herausforderungen
gegeniiberstehen, wenn es um den Ubergang hinsichtlich der Energieziele der EU fiir 2030 und das Ziel einer
klimaneutralen Wirtschaft bis 2050 geht; in der Erwédgung, dass die Bewohner von Inseln noch stirker benachteiligt
sind, weil ihnen durch die Insellage mehrere Nachteile entstehen und sie sich aufSerdem den gravierenden Folgen der
Klimakrise gegeniibersehen, wodurch die bestehende soziale und wirtschaftliche Ungleichheit verscharft wird; in der
Erwigung, dass die Unterschiede im Entwicklungsstand der Regionen durch das vermehrte Auftreten von Extremwet-
terereignissen und Naturkatastrophen wie Diirren, Uberschwemmungen und Waldbrinden weiter verstirkt und
Fortschritte bei der nachhaltigen Entwicklung der Inselregionen der EU dadurch behindert werden;

ELL http://data.europa.eu/eli/C/2026/147 3/oj



ABIl. C vom 9.4.2026

Q.  inder Erwigung, dass Regionen, die vormals von der Energiewirtschaft einschlieBlich der Torfgewinnung, Bergbauak-
tivititen und Raffinierungsprozessen abhingig waren, sowie anderen in hohem Mafe industrialisierten Regionen
ohne angemessene Aufmerksamkeit und finanzielle Unterstiitzung ein wirtschaftlicher Niedergang droht, der ihre
Wettbewerbsfihigkeit beeintrichtigt; in der Erwdgung, dass diese Gebiete oft mit demografischen Herausforderungen
zu kimpfen haben wie etwa einer anhaltenden Entvolkerung — insbesondere in lindlichen Gebieten, auf Inseln und in
Gebieten in duferster Randlage —, Alterung und der Abwanderung von Hochqualifizierten, wozu noch der
eingeschrinkte Zugang zu Investitionen, eine mangelhafte Infrastruktur, eine unzureichende Anbindung und eine
wachsende Kluft bei der Produktivitit und den Beschiftigungsmoglichkeiten im Vergleich zu dynamischeren
Regionen hinzukommen; in der Erwdgung, dass diese Regionen umfassende Unterstiitzung und eigene Konzepte fiir
eine Neuausrichtung benétigen, damit aus diesen Herausforderungen Chancen werden konnen;

R.  in der Erwigung, dass die Wirksamkeit der Strategien fiir einen gerechten Ubergang von einer kohirenten und
strategischen Verwendung der Finanzierungsinstrumente der EU abhingig ist; in der Erwigung, dass es daher
unabdingbar ist, eine territoriale und ortsbezogene Vorgehensweise bei den territorialen Plinen fiir einen gerechten
Ubergang beizubehalten, bei der die Beteiligung regionaler und lokaler Gebietskorperschaften an der Ausarbeitung
von Bottom-up-Strategien fir die mit dem Programm geforderten Gebiete gesichert ist;

. in der Erwidgung, dass die technische Unterstiitzung der Behorden im Rahmen des Fonds fiir einen gerechten
Ubergang, des Programms ,InvestEU* und der Darlehensfazilitit fiir den offentlichen Sektor — die die drei Saulen des
Mechanismus fiir einen gerechten Ubergang bilden — gestirkt werden sollte;

T.  in der Erwidgung, dass das Antragsverfahren fiir den Fonds fiir einen gerechten Ubergang vereinfacht, gestrafft und
flexibler gestaltet werden muss, damit er breiter zuginglich ist und die Mittel schneller und wirksamer eingesetzt
werden konnen; in der Erwégung, dass die Vereinfachung der Verfahren von entscheidender Bedeutung ist, damit die
Wirkung des Fonds fiir einen gerechten Ubergang insbesondere fiir kleinere Regionen und lokale Gebietskrper-
schaften mit begrenzten Verwaltungskapazititen auf ein Hochstmafl gesteigert wird und damit die Unterstiitzung
zur rechten Zeit bei den Gemeinschaften und Arbeitskriften, die am stirksten vom 6kologischen Wandel betroffen
sind, ankommyt;

Ausrichtung auf von Arbeitsplatzverlusten betroffene Regionen

1.  fordert die Kommission auf, auf Vorschlag der Mitgliedstaaten gemeinsam mit den Regionen und lokalen Gebietskor-
perschaften im Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang die Einrichtung von Sonderwirtschaftszonen in von
Standortschliefungen betroffenen Gebieten zu erleichtern, bis fiir die meisten vor Ort verloren gegangenen
Arbeitspldtze in der Region Ersatz geschaffen wurde, wobei in erster Linie zundchst direkt betroffenen Standorten im
Umkreis der Gebiete, in denen Arbeitspldtze verloren gegangen sind, sowie anschlielend anderen Gebieten — sofern
die direkten oder indirekten Auswirkungen dieser Verluste es gebithrend rechtfertigen, Zugang zum Fonds fiir einen
gerechten Ubergang zu gewihren — Vorrang beim Zugang zu Finanzmitteln eingeriumt werden sollte; hélt es fiir
geboten, dass auch soziale Kriterien wie etwa die Arbeitslosenquote vor Ort, soziodkonomische Unsicherheit und
ein hohes Risiko sozialer Ausgrenzung beriicksichtigt werden und sichergestellt wird, dass die wirtschaftliche
Erholung von der ortlichen Bevolkerung getragen wird und nachhaltig ist;

2. fordert, dass Planungsentscheidungen bzw. Sondermafinahmen, Finanzierungsinstrumente und Anreize in diesen
Gebieten rascher getroffen bzw. eingefithrt werden, wozu auch befristete und gezielte steuerliche Anreize fur
Unternehmen und Investitionen gehoren, sofern sie die Stabilitit des Binnenmarkts nicht beeintrichtigen; bekraftigt,
dass mit solchen Manahmen Arbeitsplitze geschaffen, Chancen fiir die in diesen Regionen lebenden Menschen
eroffnet und Wirtschaftsteilnehmer unterstiitzt werden konnen, wobei KMU, Kleinstunternehmen, traditionell
tatigen lokalen Unternehmen und Familienunternehmen Vorrang eingerdumt und die regionale Entwicklung und
Wettbewerbsfahigkeit gestarkt werden sollte;

3. betont, dass Sonderwirtschaftszonen Investitionen und Wachstum in den Regionen vorantreiben konnen, wie es
beispielsweise in den Sonderwirtschaftszonen der Fall war, die 1959 am Flughafen Shannon in der Grafschaft Clare
(Irland) und 1996 in Katowice in der Woiwodschaft Schlesien (Polen) eingerichtet wurden; besteht jedoch darauf,
dass diese Instrumente durch strenge Vorschriften geregelt werden, damit der wirtschaftliche Nutzen tatsdchlich der
Bevolkerung vor Ort zugutekommt und jegliche Form von Sozial- oder Steuerdumping, Geldwische oder Steuerhin-
terziehung verhindert wird, und dass sie strengen Kriterien fur soziale, wirtschaftliche und 6kologische
Nachhaltigkeit unterliegen, wobei den Unternehmen vor Ort, insbesondere KMU und Kleinstunternehmen, Vorrang
einzurdumen ist;
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4. fordert, dass Inselgebiete im Rahmen von Insel-Sonderwirtschaftszonen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang fiir
die Anwendung ermifigter Steuersitze infrage kommen, um den dortigen unverhiltnismifig hohen Lebenshal-
tungskosten zu begegnen, die durch die Auswirkungen des 6kologischen Wandels und der Energiewende noch
verschirft werden; betont, dass derartige steuerliche Maflnahmen von entscheidender Bedeutung sind, um die
wirtschaftliche Uberlebensfihigkeit von Inselgemeinschaften zu stiitzen, lokale Unternehmen zu fordern und
nachhaltige Investitionen anzuziehen; hebt hervor, dass gezielte Steueranreize als wirksames Instrument dienen
konnen, um der anhaltenden Tendenz zur Entvolkerung von Inseln entgegenzuwirken, die Schaffung von
Arbeitsplatzen zu fordern und eine resiliente und autarke lokale Wirtschaft zu unterstiitzen, wobei gleichzeitig ein
gerechter und inklusiver Ubergang zur Klimaneutralitit gewahrleistet wird;

Bildung, Ausbildung von Arbeitskriften und Lehrlingsausbildung

5. weist darauf hin, dass die EU-Fonds (die europdischen Struktur- und Investitionsfonds und insbesondere der
Europiische Sozialfonds Plus (ESF+) und die Aufbau- und Resilienzfazilitit (ARF)) sowie der Fonds fiir einen
gerechten Ubergang unterstiitzend zu den Investitionen der verschiedenen Regionen in die frithkindliche Bildung
herangezogen werden;

6.  bekriftigt, dass viele Regionen, die aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang gefordert werden, eine beachtliche
und beeindruckende Erfahrung in Bezug auf Berufs- und Lehrlingsausbildungsprogramme aufweisen konnen, die fiir
die Umschulung von Arbeitskriften und als Reaktion auf die neuen Anforderungen des Arbeitsmarktes von
wesentlicher Bedeutung sind; hebt hervor, dass der Weiterfilhrung dieser Programme Vorrang eingerdumt werden
sollte; fordert, dass mit den Mitteln aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang der Zugang zu Berufs- und
Lehrlingsausbildungen insbesondere fiir Frauen, junge Menschen und ausgegrenzte Gemeinschaften geférdert wird;

7. betont in diesem Zusammenhang, dass in den betroffenen Regionen Investitionen in alle Stufen der allgemeinen und
beruflichen Bildung Vorrang eingeriumt werden muss, indem beispielsweise im Einklang mit den jiingsten
Mitteilungen der Kommission iiber die Union der Kompetenzen, iiber den Aktionsplan fiir Grundkompetenzen und
tiber den strategischen Rahmen fiir die Bildung in MINT-Fichern 6kologische und digitale Kompetenzen, Lese- und
Schreibkompetenzen, eine grundlegende Rechenkompetenz sowie MINT-Kompetenzen (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften, Technik) in Ausbildungsprogramme einbezogen werden; weist mit Nachdruck darauf hin, dass
eine Finanzierung wichtig ist, um grundlegende digitale und technische Kompetenzen zu stirken und damit die
Beschiftigungsfihigkeit und Wettbewerbsfihigkeit zu verbessern; hebt hervor, dass EU-Mittel in angemessener Hohe
fur den Unterricht von Kindern und Schiilern/Studierenden aus den betroffenen Regionen bereitgestellt werden
miissen, einschliefSlich finanzieller Unterstiitzung fuir die Sekundarstufe und die hohere Bildung;

8. hebt hervor, dass durch den Mangel an spezialisierten Lehrkriften Qualifikationsdefizite in strategischen Branchen
verschirft werden und dadurch die wirtschaftliche Wettbewerbsfahigkeit weniger entwickelter Regionen geschmilert
wird; fordert, dass gezielte Programme zur Steigerung der Attraktivitdt des Lehrerberufs vor allem in den MINT-
Fichern ausgearbeitet werden, indem insbesondere in vom Ubergang betroffenen Regionen Anreize wirtschaftlicher
und nichtwirtschaftlicher Art geschaffen werden; betont, dass es wichtig ist, gesonderte Mittel fiir die innovative
Ausbildung von Lehrkriften und Ausbildern sowie fiir die Entwicklung digitaler padagogischer Kompetenzen
bereitzustellen, da diese fir die Vorbereitung der Arbeitskrifte auf den industriellen Wandel von wesentlicher
Bedeutung sind; fordert Mafnahmen zur Verbesserung der Gehalter und der Arbeitsbedingungen von Lehrkréften,
um insbesondere in Regionen, die sich im Ubergang befinden, qualifizierte Pidagogen zu gewinnen und zu halten,
und weist auf ihre entscheidende Funktion hin, wenn es darum geht, die Arbeitskrifte auf die kiinftigen
Erfordernisse der Wirtschaft vorzubereiten; fordert die Kommission auf, die Auswirkungen von Investitionen in die
Ausbildung von Ausbildern und Lehrkriften zu bewerten, um eine bessere Nutzung der Finanzmittel sicherzustellen
und die von Studierenden und Arbeitskriften in weniger entwickelten Regionen erworbenen Kompetenzen zu
optimieren;

9.  weist darauf hin, dass zwar bereits Investitionen in Lehrlingsausbildungen getitigt werden, fordert jedoch, dass ein
grofBer Teil der fir Bildung bestimmten Mittel in den betroffenen Regionen fiir Lehrlings- und Berufsausbildungen
verwendet wird, die auf den Bedarf der lokalen Gemeinschaft, in der Arbeitsplitze verloren gegangen sind,
abgestimmt sind, indem hochwertige Programme fiir Lehrlingsausbildungen ins Leben gerufen werden, wobei
sicherzustellen ist, dass diese Programme mit einer angemessenen Vergiitung, guten Arbeitsbedingungen und einer
hochwertigen Ausbildung einhergehen;

10. hebt hervor, dass die Kohasionspolitik die richtige Antwort auf wirtschaftliche Ungleichheit ist und dass sie angesichts
der drohenden Deindustrialisierung derzeit eine besonders wichtige Rolle spielt; fordert eine bessere Abstimmung
zwischen dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang, dem ESF+ und dem Europiischen Fonds fiir regionale
Entwicklung, um die Wirkung dieser Fonds fur die Wiedereingliederung und Umschulung von Arbeitskriften, die
von industriellen Umstrukturierungen betroffen sind, auf ein Hochstmafl zu steigern; fordert ferner, dass die
Verwaltung der ESF+-Mittel stirker regional ausgerichtet wird und sich an einem Mehrebenenansatz orientiert, der
nationale, regionale und lokale Gebietskorperschaften einbezieht, und fordert insbesondere in Bezug auf die
allgemeine und berufliche Bildung grofere und verbesserte Synergieeffekte zwischen dem ESF+ und dem Fonds fiir
einen gerechten Ubergang; weist auerdem auf den hohen Stellenwert der Europdischen Investitionsbank hin, wenn
es gilt, den gerechten Ubergang zu fordern, und hilt es fiir geboten, auch kiinftig das Zusammenspiel zwischen
offentlichen und privaten Investitionen zu stirken;
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12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

betont, wie wichtig es ist, die Kohésionspolitik, einschlieRlich des Fonds fiir einen gerechten Ubergang, mit regionalen
Innovationsstrategien und Prioritdten fiir intelligente Spezialisierung in Einklang zu bringen, um die regionale
Wettbewerbsfihigkeit zu stirken und die wirtschaftliche Diversifizierung und die Widerstandsfihigkeit von im
Ubergang befindlichen Gebieten voranzubringen; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdriicklich auf,
besonderes Augenmerk auf die Regionen, die von einem Bevolkerungsriickgang betroffen sind, zu richten, und bei
den Kriterien fiir die Auswahl von Projekten, die fiir eine Finanzierung aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang
in Betracht kommen, den vom Ubergang betroffenen Gebieten Vorrang vor anderen Gebieten einzurdumen,
Unternehmensinitiativen, die direkt in von der Stilllegung CO-intensiver Anlagen betroffenen Gemeinden
angesiedelt sind, hoher zu bewerten und so sicherzustellen, dass dieser Anreiz in greifbare Ergebnisse miindet;
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten eindringlich auf, dafiir Sorge zu tragen, dass die verfiigbaren Mittel
aus der ARF genutzt werden, um den Ubergangsprozess in den betroffenen Gebieten voranzubringen;

nimmt die zentrale Rolle der Automobilindustrie in der EU, unter anderem fuir die Schaffung von Arbeitspldtzen in
verschiedenen Regionen, zur Kenntnis; hilt es angesichts der Herausforderungen, die sich aus dem globalen
Wettbewerb beim Ubergang zur Elektromobilitit ergeben, und der Auswirkungen ungerechtfertigter
Handelshemmnisse fiir unverzichtbar, die Automobilbranche in den Anwendungsbereich des gerechten Ubergangs
einzubeziehen; betont, dass gezielte Malnahmen erforderlich sind, mit denen der Umschulung von Arbeitskriften
Vorrang eingerdumt wird, und es Initiativen braucht, die auf die Diversifizierung des Wirtschaftsmodells von
Regionen mit einer bedeutenden Automobilindustrie abzielen;

ist der Ansicht, dass die Antwort auf den wirtschaftlichen Wandel in den Regionen in der Berufsbildung liegen muss;
betont, dass im Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang ambitionierte und gezielte Berufsbildungs- und
Umschulungsprogramme fiir Arbeitsuchende und unmittelbar von den wirtschaftlichen Umbriichen betroffene
Arbeitnehmer geschaffen werden miissen, damit es nicht zu struktureller Langzeitarbeitslosigkeit kommt; driangt
darauf, dass in den territorialen Planen fiir einen gerechten Ubergang Mittel fiir diese Programme bereitgestellt
werden;

fordert die Kommission auf, mit den Mitgliedstaaten, den lokalen und regionalen Gebietskorperschaften, den
Gewerkschaften und lokalen Unternehmen zusammenzuarbeiten, um insbesondere sicherzustellen, dass
Arbeitskrifte, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, die Moglichkeit haben, vor Ort an aus dem ESF+ geforderten
Beschiftigungs- und Ausbildungsprogrammen oder anderen von der EU finanzierten Angeboten teilzunehmen;

halt es fur geboten, dass gemeinsam mit lokalen Unternehmen, Bildungseinrichtungen, Zentren fiir Ausbildung und
lebenslanges Lernen, Sozialpartnern, lokalen und regionalen Gebietskorperschaften sowie der offentlichen
Verwaltung Lehrlings- und Ausbildungsprogramme fiir vom Ubergang betroffene Regionen konzipiert werden,
damit Lernende und Arbeitslose in ihrer Gemeinschaft Chancen erhalten und wertvolle Erfahrungen sammeln
konnen und ihre ,Berechtigung zum Verbleib® gewahrt wird;

betont, dass wirksame Umschulungs- und Weiterqualifizierungsprogramme frithzeitig vor einer Stilllegung oder einer
einschneidenden industriellen Verdnderung in geeigneter Weise geplant und vorbereitet werden miissen; stellt fest,
dass die Ausbildung und Neuqualifizierung von Arbeitskriften und Arbeitsuchenden sowie Weiterbildung,
Umschulung und lebenslanges Lernen so konzipiert sein miissen, dass sichergestellt ist, dass niemand — unabhingig
von der Branche, der Art des Arbeitsvertrags, des Geschlechts oder des geografischen Standorts — beim 6kologischen
und beim digitalen Wandel in der EU zuriickgelassen wird; fordert Malnahmen, um die proaktive Fritherkennung
und Planung des Qualifikationsbedarfs zu erleichtern und diese Rechte fur alle betroffenen Arbeitskrifte
sicherzustellen; fordert die Mitgliedstaaten und die regionalen Gebietskorperschaften auf, ,lokale Kompetenzrite*
oder dhnliche Gremien verschiedener Interessentrdager einzurichten, deren Aufgabe es sein wird, lokale Qualifika-
tionsliicken zu erkennen, den Qualifikationsbedarf im Zusammenhang mit dem 6kologischen und dem digitalen
Wandel zu antizipieren und zu gezielten Investitionen im Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang und des
ESF+ zu beraten;

schligt die Schaffung eines regionalen Mechanismus fiir die Uberwachung und Bewertung der Wirkung von
Lehrlingsausbildungsprogrammen vor, an dem alle Interessentrdger — lokale Behorden, Arbeitgeber, Bildungsein-
richtungen und junge Menschen - beteiligt sind; ist der Ansicht, dass dies eine rasche Anpassung der Ausbildungsst-
rategien an den Bedarf des Arbeitsmarkts und direkte Riickmeldungen der Teilnehmer erméglichen wiirde, sodass die
Nachhaltigkeit und Effizienz von Lehrlingsausbildungen auf lange Sicht sichergestellt wiirden;

betont, dass vom okologischen Wandel betroffene Regionen mit einem Mangel an Fach- und Arbeitskriften
konfrontiert sind, wihrend es in vielen Teilen Europas eine Wohnraumkrise gibt und stidtische Gebiete
iberbevolkert sind; schligt die Einrichtung eines Programms fiir erschwinglichen Wohnraum in diesen Regionen vor
und weist darauf hin, dass mit diesem Programm junge Menschen angezogen werden sollen und so ein Beitrag zur
wirtschaftlichen und sozialen Wiederbelebung dieser Regionen geleistet werden soll;
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19.

20.

legt den Mitgliedstaaten nahe, insbesondere in Regionen mit hoher Jugendarbeitslosigkeit oder Bevolkerungsriickgang
Wohnraumgarantien, Programme fiir gemeinschaftliches Wohnen und Mietbeihilfen fiir Auszubildende und
Studierende in die Projekte aufzunehmen, die aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang und dem ESF+ gefordert
werden;

fordert, dass ein Teil der Kohdsionsmittel speziell fiir die Renovierung der Wohnungen der einkommensschwichsten
Haushalte und der am wenigsten energieeffizienten Gebdude bereitgestellt wird, die andernfalls beim ©kologischen
Wandel zuriickgelassen wiirden;

Plan fiir hochwertige Arbeitsplitze

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

weist darauf hin, dass bei dem gerechten Ubergang die Besonderheiten der verschiedenen Profile von Arbeitskriften
und betroffenen Gemeinschaften bislang nicht ausreichend beriicksichtigt wurden; stellt mit Bedauern fest, dass
keine Alternativen in der Saisonarbeit geschaffen wurden, die sowohl als zusitzliche Einkommensquelle fiir
Arbeitskrifte als auch als mogliche Einkommensquelle fiir Studierende dienen konnten;

weist auf die Arbeitslosigkeit und insbesondere auf die Jugendarbeitslosigkeit in vielen Regionen, lindlichen Gebieten
und Mitgliedstaaten hin; betont daher, dass der Zugang zu erschwinglichem Wohnraum, Beforderungsleistungen und
Bildung sowie die Inklusion junger Generationen — insbesondere aus einkommensschwachen Haushalten — verbessert
werden miissen;

betont, dass Hochschul- und Ausbildungsrite ergidnzende finanzielle Unterstiitzung erhalten miissen, damit die
Umschulung oder Neuqualifizierung von Arbeitskréften, die eine Anderung ihres beruflichen Profils in Erwigung
ziehen oder ihren Arbeitsplatz verloren haben — insbesondere Frauen und Menschen im Alter von 50 Jahren und
dariiber —, gesichert ist; schligt vor, dass aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang auch Umschulungs-,
Neuqualifizierungs- und Bildungsangebote fir die unmittelbaren Angehorigen der betroffenen Arbeitskrifte im
naheren Umkreis gefordert werden sollten;

weist warnend darauf hin, dass einige der Betriebe, die geschlossen wurden oder gerade geschlossen werden,
Arbeitsbedingungen bieten, die wirtschaftlich tiber dem Durchschnitt liegen, wozu etwa hohere Lohne,
Risikozulagen sowie Krankenversicherungsschutz fiir Arbeitskrafte und ihre Familien gehoren; betont daher, dass im
Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang eine befristete Finanzierung erforderlich ist, um die Differenz
zwischen dem Arbeitslosengeld und dem neuen Gehalt auszugleichen und somit einen reibungsloseren Ubergang zu
ermoglichen, und dabei sicherzustellen, dass alle zuvor ibernommenen vertraglichen Verpflichtungen erfiillt werden;

begriidt die Zusage der Kommission, bis Ende 2025 einen gemeinsam mit den Sozialpartnern ausgearbeiteten
Fahrplan fiir hochwertige Arbeitsplitze vorzuschlagen, um einen gerechten Ubergang fiir alle sicherzustellen; weist
darauf hin, dass mit dem Fahrplan faire Lohne, hohe Gesundheits- und Sicherheitsstandards, gute Arbeitsbe-
dingungen, Aus- und Weiterbildung sowie faire Arbeitsplatzwechsel fiir Arbeitnehmer, einschlieflich Selbststindiger,
gefordert werden sollten, indem insbesondere die tarifvertragliche Abdeckung ausgeweitet wird; betont, dass in dem
Fahrplan der Bewiltigung von Ubergingen Vorrang eingeriumt werden sollte und begleitende Vorschlige zur
konkreten Unterstiitzung von Arbeitnehmern enthalten sein sollten;

hebt hervor, dass fiir die Wirtschaftszweige, die den Prozess des gerechten Ubergangs durchlaufen, ,Sozialvertrige*
geschlossen und der Kommission iibermittelt werden miissen, damit sie unverziiglich genehmigt werden konnen;
betont, dass diese Sozialvertrige auf einer fundierten Diagnose und wirtschaftlichen Prognosen beruhen,
Tarifverhandlungen und die Achtung der Arbeitnehmerrechte fordern und den Besonderheiten der jeweiligen
Regionen gerecht werden sollten; spricht sich dafir aus, Sozialschutzmechanismen fir unmittelbar vom
industriellen Wandel und der Energiewende betroffene Arbeitskrifte einzurichten, die unter anderem ein
Ubergangsgeld und gezielte Verlingerungen der Zahlung des Arbeitslosengelds umfassen; fordert eine Richtlinie iiber
den gerechten Ubergang in der Arbeitswelt, in der ein entsprechender Rechtsrahmen verankert wird, damit in den
vom Ubergang betroffenen Regionen hochwertige Arbeitsplitze geschaffen werden; spricht sich fiir die Griindung
von Arbeitnehmergruppen in vom Ubergang betroffenen Branchen aus, die es ehemaligen Beschiftigten
ermoglichen, unmittelbar von der regionalen wirtschaftlichen Erneuerung zu profitieren;

fordert die Kommission auf, die Einrichtung eines Ausbildungsprogramms fiir soziale Berufe zu erleichtern, das sich
an dltere Arbeitslose — insbesondere Frauen und Langzeitarbeitslose — richtet, die nicht in der Lage sind, eine
Umschulung zu absolvieren und einen neuen Arbeitsplatz zu finden, und dabei sicherzustellen, dass diese Menschen
bis zu ihrem Renteneintritt unterstiitzt werden, um ihnen einen angemessenen Lebensstandard zu gewéhrleisten; hebt
hervor, dass die Rolle der Frauen gestarkt und die Integration von Menschen mit Behinderungen gefordert werden
muss;
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hebt hervor, dass die Mitgliedstaaten dem Zugang zu Grund und Boden im Besitz der offentlichen Hand Vorrang
einrdumen miissen und nach Moglichkeit Gebdude und andere Vermogenswerte wie etwa alte Industrieanlagen und
Abbaustitten wiedererlangen, sanieren und fiir neue Projekte umwidmen sollten, die im Rahmen des Fonds fiir einen
gerechten Ubergang finanziert werden und auch erneuerbare Energiequellen, die energetische Renovierung von
Gebiuden oder eine griine Reindustrialisierung betreffen konnen; betont, dass dieser Prozess von den Mitgliedstaaten
und der Kommission iiberwacht und beaufsichtigt werden sollte;

Durchfiihrung und Governance

29.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

betont, dass der Ubergangsprozess der Regionen, die fiir eine Férderung aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang
infrage kommen, noch nicht abgeschlossen ist und dass diese Regionen auch kiinftig gezielte Unterstiitzung
bendétigen werden, um die verschiedenen Herausforderungen im Zusammenhang mit der Energiewende zu meistern;
halt es fiir notwendig, Maflnahmen zu ergreifen, um eine maximale Inanspruchnahme dieser Mittel sicherzustellen,
unter anderem durch die Vereinfachung von Verwaltungsverfahren, die Einrichtung von Unterstiitzungs- und
Beratungsverfahren, um lokalen Gebietskorperschaften den Zugang zu notwendigen Investitionen und deren
erfolgreiche Nutzung zu ermaéglichen, und die Erhéhung der Vorfinanzierung fiir lokale Gebietskorperschaften;

bedauert, dass in einigen Regionen der EU aufgrund des demografischen Wandels und der Migration eine anhaltende
Abwanderung junger und qualifizierter Arbeitskrifte zu verzeichnen ist, wovon insbesondere lindliche Gebiete und
Gebiete im Landesinneren, Inseln und Gebiete in duferster Randlage betroffen sind; weist in diesem Zusammenhang
auf die Bedeutung starker Verbindungen zwischen Stadt und Land sowie gezielter Unterstiitzung fiir Frauen in
landlichen Gebieten hin; weist erneut darauf hin, dass eine Migration und ein Bevolkerungsriickgang in diesem
Umfang die Wettbewerbsfahigkeit, das Wirtschaftswachstum, die Erndhrungssicherheit, die Produktivitit und die
Nachhaltigkeit der betroffenen Regionen enorm beeintrichtigen;

nimmt mit Besorgnis zur Kenntnis, dass mit Blick auf eine angemessene nationale Finanzierung durch die
Mitgliedstaaten fuir ihre drmeren Regionen in den vergangenen Jahren ein drastischer Riickgang zu verzeichnen ist;
weist erneut darauf hin, dass es wichtig ist, den in der EU geltenden Grundsatz der Zusitzlichkeit einzuhalten;
fordert die Kommission auf, dafiir zu sorgen, dass die nationalen Behorden den internen Zusammenhalt bei der
Ausarbeitung und Umsetzung von Projekten im Rahmen der Struktur- und Investitionsfonds gebiihrend
beriicksichtigen;

stellt fest, dass die Umsetzung der Prozesse im Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang Sache der
Mitgliedstaaten ist, fordert jedoch, dass die lokalen und regionalen Gebietskorperschaften sowie die an der
Beschlussfassung Beteiligten eine grofere Rolle spielen, um sicherzustellen, dass die Finanzierungsstrategien auf die
spezifischen Bediirfnisse der vom Ubergang betroffenen Gemeinschaften abgestimmt sind und im Einklang mit
Investitionen stehen, die im Rahmen anderer strategischer Fonds mit Verbindung zum gerechten Ubergang getitigt
werden; betont, dass es von entscheidender Bedeutung ist, den Zugang zu Antrigen zu vereinfachen und den
Anwendungsbereich des Fonds auszuweiten, damit andere gleichermafSen betroffene Regionen und Branchen vom
Fonds fiir einen gerechten Ubergang profitieren konnen; betont, dass die Kommission in Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten klare Leitlinien zu Umsetzungsfragen vorlegen muss, um die Zuweisung von Mitteln und die
effiziente Umsetzung von Initiativen im Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang zu beschleunigen;

ist der Ansicht, dass die Kommission klare Parameter fiir jeden einzelnen Mitgliedstaat in Bereichen wie Investitionen
in die allgemeine und berufliche Bildung, die Weiterbildung und Umschulung von Arbeitskriften im Hinblick auf
alternative Beschiftigungsmoglichkeiten sowie beziiglich der Moglichkeit fur Drittinvestoren, die Kultur und die
Traditionen ehemaliger Torf- und Bergbauregionen zu erhalten, und der Unterstiitzung bei der Reinigung der
verschmutzten Gebiete rund um die Abbaustitten hitte festlegen sollen; unterstiitzt den Austausch von Know-how
und bewihrten Verfahren zwischen Regionen, die sich im Ubergang befinden; fordert dariiber hinaus Synergieeffekte
mit Initiativen wie dem Neuen Europdischen Bauhaus bei Projekten, mit denen alte Industrieanlagen in soziale und
kulturelle Orte umgewandelt werden;

stellt fest, dass es an Finanzmitteln fiir grofSangelegte Bottom-up-Projekte mangelt; empfiehlt, dass diese Liicken bei
Bedarf durch die Fortfithrung des Fonds fiir einen gerechten Ubergang geschlossen werden; betont, wie wichtig es ist,
den Regionen, lokalen Gebietskorperschaften und Gruppen von Anfang an gezielte technische Unterstiitzung im
Rahmen des Fonds fiir einen gerechten Ubergang zukommen zu lassen, um ihre Kapazititen fiir eine Bottom-up-
Planung zu starken und potenzielle Begiinstigte bei der Vorbereitung hochwertiger und wirkungsvoller Projekte zu
unterstiitzen;

stellt fest, dass es an Kofinanzierungsmitteln fir Gruppen im Freiwilligensektor, die eine Unterstiitzung aus dem
Fonds fiir einen gerechten Ubergang beantragen, fehlt, und fordert ein vereinfachtes Finanzierungsverfahren; betont,
dass es wichtig ist, ausreichende Vorfinanzierungen von mehr als der Hilfte der Kapitalkosten oder eines
substanziellen Teils des Projekts fiir Gruppen zu gewihren, die als risikoarm gelten, wodurch sichergestellt wird, dass
diese Gruppen keine hohen Zinssitze und Gebiihren fiir Kofinanzierungsmittel und Briickenfinanzierungen zahlen
miissen, und so lokale Freiwilligen- und Gemeinschaftsorganisationen in die Lage versetzt werden, Projekte im
Zusammenhang mit dem Ubergang wirksam durchzufiihren;
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36. fordert grofere Synergieeffekte zwischen dem offentlichen und dem privaten Sektor, damit der Ubergangsprozess
gemeinsam in Angriff genommen werden kann und so die produktive Neuausrichtung der betroffenen Gebiete
erleichtert wird;

37. hebt die negativen Auswirkungen der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen auf freiwillige und gemeinniitzige
Gruppen hervor; betont in diesem Zusammenhang, dass sozialwirtschaftlichen Einrichtungen eine wesentliche Rolle
zukommt, wenn es darum geht, konkrete, gemeinschaftsbasierte Antworten fiir die sozialen Bediirfnisse der
EU-Biirgerinnen und -Biirger zu finden und inklusive Losungen fiir einen gerechten Ubergang zu unterstiitzen, die
den Menschen in den Mittelpunkt stellen; stellt fest, dass die Vorschriften iiber staatliche Beihilfen unter
gerechtfertigten Bedingungen fur freiwillige und gemeinniitzige Gruppen, die als risikoarm gelten, gelockert werden
konnten; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, gemeinsam mit den Mitgliedstaaten fiir mehr
Kohérenz und Klarheit bei der Auslegung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen zu sorgen, soweit diese fiir
gemeinschaftliche und gemeinniitzige Gruppen gelten;

38. betont, dass ein verbessertes Modell des gemeinschaftlichen Nutzens entwickelt werden muss, das auf jede Zielregion
fiir einen gerechten Ubergang zugeschnitten ist; fordert die Mitgliedstaaten und die Verwaltungsbehérden in diesem
Sinne auf, einen Teil der Mittel aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang fiir die Unterstiitzung der Einrichtung
okologischer Gemeinschaftsprogramme, der sozialen Innovation und der Sozialwirtschaft bereitzustellen,
insbesondere durch die Finanzierung von Biirgerenergiegenossenschaften, partizipativen lokalen Projekten zur
Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen sowie von Initiativen zur Forderung einer lokalen Kreislauf-
wirtschaft; stellt fest, dass ehemalige Arbeitnehmer und ihre Familien die Moglichkeit haben sollten, in diese Projekte
zu investieren bzw. sich daran zu beteiligen, wodurch die Verbindung zwischen dem 6kologischen Wandel und der
sozialen Inklusion gestérkt wird;

39. weist erneut darauf hin, dass gemeinschaftliche oder von der ortlichen Bevolkerung betriebene wohnungsbezogene
Projekte in den Genuss eines vereinfachten Zugangs zu Finanzmitteln aus dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang
kommen sollten, unter anderem durch niedrigere Schwellenwerte fiir die Kofinanzierung und durch
Vorauszahlungen; fordert Orientierungshilfen fur die Mitgliedstaaten, um den Akteuren im Wohnungswesen den
Zugang zu den Finanzmitteln zu ermoglichen;

40. fordert eine Verringerung des Verwaltungsaufwands fiir Gemeinschaften im Zusammenhang mit dem Fonds fur
einen gerechten Ubergang, und zwar durch den Einsatz spezialisierter ,Hands-on“-Manager und die Entwicklung
einer zentralen Anlaufstelle und geeigneter digitaler Plattformen, um Unterstiitzung und Hilfe bei Antrdgen und der
Verwaltung der Projekte nach deren Auswahl bereitzustellen und dabei dafir Sorge zu tragen, dass diese
Gemeinschaften auch gleichberechtigten Zugang zu Finanzmitteln haben, wodurch zur Beseitigung regionaler
Unterschiede beigetragen wird;

41. fordert, dass mit dem Fonds fiir einen gerechten Ubergang das kulturelle und industrielle Erbe der betroffenen
Gemeinschaften gefordert, hervorgehoben und bewahrt wird, indem eine nachhaltige Entwicklung des Tourismus
unterstiitzt wird; spricht sich fiir die Einfithrung spezieller Schulungsprogramme fiir Kulturfihrer aus, um die
Beschiftigung vor Ort und die kulturelle Kontinuitdt zu fordern und die Einrichtung von Besucherzentren und
Ausstellungsraumen zu unterstiitzen, die die lokale Geschichte, die Traditionen und die Transformation dieser
Regionen aufzeigen, wodurch lokale Arbeitsplatze geschaffen und die kulturelle Identitit bewahrt sowie der Kultur-
und Bildungstourismus angeregt wird;

42. unterstreicht die strategische Bedeutung des ,Berechtigung zum Verbleib“ der Menschen in ihren Regionen oder
lokalen Gebieten; fordert die Kommission auf, konkrete Leitlinien fir die Anwendung und Durchsetzung dieses
Grundsatzes in der gesamten EU und in ihren Regionen herauszugeben; fordert eine stirkere Einbeziehung dieses
Grundsatzes als Querschnittsgrundsatz in alle Strategien der EU, um so die in den Vertrigen festgelegten Ziele des
sozialen, wirtschaftlichen und territorialen Zusammenhalts zu unterstiitzen;

Soziale Gerechtigkeit vor dem Ubergang fiir die gesamte Wirtschaft

43. unterstreicht, dass die Kohisionspolitik eine Schliisselrolle bei der Umsetzung der politischen Priorititen der EU und
der Ankurbelung der EU-Wirtschaft spielt, indem sie zu einem gerechten, inklusiven und nachhaltigen Ubergang und
einer gerechten, inklusiven und nachhaltigen Entwicklung beitrdgt, die wirtschaftliche und soziale Konvergenz
zwischen Lindern und Regionen fordert und Innovation und Beschiftigung vorantreibt; bedauert, dass sich die
Kommission aufgrund der begrenzten Flexibilitit des aktuellen Mehrjihrigen Finanzrahmens (MFR) fiir eine
Neuausrichtung der Kohisionspolitik entschieden hat, die kein Krisenreaktionsinstrument ist und dennoch
wiederholt dazu eingesetzt wurde, Defizite bei der Haushaltsflexibilitit oder den Krisenreaktionsmechanismen im
MFR auszugleichen, was zulasten seiner langfristigen politischen Ziele ging; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, die Umsetzung der Kohasionspolitik zu beschleunigen;
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44,

45.

46.

47.

48.

49.

()

(*)

ist der Ansicht, dass Veridnderungen in im geopolitischen Umfeld gemeinsam mit anderen Faktoren zu massiven
Verinderungen der Funktionsweise der EU-Wirtschaft fithren; betont, dass der Fonds fiir einen gerechten Ubergang
weiterhin eine entscheidende Rolle im Prozess der Dekarbonisierung spielen sollte; fordert die Kommission und die
Mitgliedstaaten auf, die Fristen fir die Schliefung wichtiger Energieunternehmen in der EU zu priifen und die
Auswirkungen dieser Schlieungen abzumildern und so fiir ,soziale Gerechtigkeit im Ubergang” fiir Arbeitnehmer
Zu sorgen;

fordert, dass besonderes Augenmerk auf die Notwendigkeit gelegt wird, Anschliisse an das Stromnetz zu verbessern,
die Aufnahmekapazitit von Netzen zu erhohen und die Energiespeichersysteme zu stirken, da es sich dabei um
notwendige Elemente einer wirksamen Energiewende handelt; fordert die Kommission auf, die Mitgliedstaaten dazu
anzuhalten, die Bestimmungen der Richtlinie (EU) 2019/944 (**) iiber Biirgerenergiegemeinschaften vollstindig
umzusetzen und spezifische Manahmen zum Schutz finanziell schwicherer Haushalte vor Energiearmut in den
vom Fonds fiir einen gerechten Ubergang betroffenen Regionen vorzusehen; ist in diesem Zusammenhang der
Ansicht, dass lokale Projekte fiir eine griine Infrastruktur und erneuerbare Energietriger wie Solar-, Wind- und
Wasserkraftanlagen sowie nachhaltige Verkehrsmittel unterstiitzt werden sollten, die die lokale Wirtschaft ankurbeln
und erhebliches Potenzial fur die Schaffung lokaler Arbeitsplitze in den Bereichen Bau, Ingenieurwesen,
Instandhaltung und verwandten Branchen bieten;

betont, dass es wichtig ist, dass die Mitgliedstaaten den sektoralen sozialen Dialog und Tarifverhandlungen fordern,
insbesondere in den neu entstehenden griinen Branchen, und die Einbeziehung kleiner und mittlerer Unternehmen,
zu denen auch sozialwirtschaftliche Unternehmen gehoren, sicherstellen; hebt hervor, dass die Richtlinie iiber
angemessene Mindestlohne (¥) eine grofse Chance bietet, Tarifverhandlungen tiber die Festsetzung der Lohne und die
Prasenz der Sozialpartner in den aufstrebenden Branchen zu stirken;

betont, dass mit Investitionen in hochwertige offentliche Dienste ein entscheidender Beitrag dazu geleistet wird,
gesellschaftliche Widerstandsfahigkeit aufzubauen und wirtschaftliche Krisen zu bewiltigen, insbesondere in
Regionen, die dauerhaft vor groflen naturbedingten und demografischen Herausforderungen stehen; betont, dass
Investitionen in die Basisinfrastruktur, soziale Dienstleistungen und nachhaltigen Tourismus sowie in Logistiknetze
und Konnektivitdt, einschlieSlich nachhaltiger Verkehrsmittel, ausdriicklich Vorrang eingerdumt werden muss, um
Resilienz und Innovation zu verbessern und gleichzeitig inklusives Wachstum zu fordern, neue Arbeitsplitze zu
schaffen und neue Unternehmensprojekte in den betroffenen Gebieten rentabel zu machen;

fordert die Kommission auf, Inseln und Gebieten in duflerster Randlage besondere Aufmerksamkeit zu widmen, um
sie bei der Bewdltigung ihrer groflen soziookonomischen Herausforderungen zu unterstiitzen, die sich aus dem
Ubergang mit Blick auf die energie- und klimapolitischen Zielen der EU fiir 2030 und das Ziel einer klimaneutralen
Wirtschaft der EU bis 2050 ergeben, und mit den Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten, damit im Rahmen ihrer
territorialen Pldne fiir einen gerechten Ubergang hierfiir spezifische Betrige aus ihren nationalen Zuweisungen
vorgesehen werden; fordert konkrete Ausgleichsmaflnahmen, mit denen die negativen Auswirkungen auf den
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt von Inseln kompensiert werden, die aufgrund ihrer
Abhingigkeit vom Luft- und Seeverkehr im Zuge des Ubergangs zu einer umweltfreundlicheren Wirtschaft und
Gesellschaft auftreten konnen; fordert daher, dass Inseln bei der Entwicklung einer Infrastruktur Vorrang eingerdumt
wird, die darauf abzielt, die CO,-Emissionen im Luft- und Seeverkehr zu senken;

bedauert, dass die Kommission in ihren jiingsten Vorschligen zum kiinftigen mehrjahrigen Finanzrahmen (MFR)
keinen eigenstindigen Fonds fiir einen gerechten Ubergang vorgeschlagen hat; fordert daher, dass der Fonds fiir
einen gerechten Ubergang als Fonds fiir einen gerechten Ubergang I im Programmplanungszeitraum nach 2027
weitergefithrt wird, um Haushalte und Gemeinschaften beim Ubergang direkt zu unterstiitzen und somit eine
Interventionskapazitit vorzusehen, die dem AusmaR der soziodkonomischen Auswirkungen des Ubergangs mit
Blick auf die Energieziele der EU fiir 2030 sowie der Auswirkungen in den Bereichen Beschaftigung, Demografie und
Umwelt gerecht wird; betont, dass dieser Fonds im Rahmen der Kohasionspolitik nach dem Grundsatz der geteilten
Mittelverwaltung und des Partnerschaftsprinzips verwaltet werden sollte, und hebt hervor, dass er iiber eine eigene
vorhersehbare Mittelzuweisung verfiigen sollte, um seine Unabhingigkeit gegeniiber aufSerordentlichen Krisenreak-
tionsinstrumenten wie NextGenerationEU sicherzustellen;

Richtlinie (EU) 2019/944 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsamen Vorschriften fiir den
Elektrizitdtsbinnenmarkt und zur Anderung der Richtlinie 2012/27/EU (Neufassung) (ABL. L 158 vom 14.6.2019, S. 125, ELL: http://
data.europa.eu/eli/dir/2019/944/oj).

Richtlinie (EU) 20222041 des Européischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 iiber angemessene Mindestlohne in der
Europdischen Union (ABL L 275 vom 25.10.2022, S. 33, ELL http://data.europa.eu/eli/dir/2022/2041/0j).

ELL http://data.europa.eu/eli/C[2026/147 3/oj

1112


http://data.europa.eu/eli/dir/2019/944/oj
http://data.europa.eu/eli/dir/2019/944/oj
http://data.europa.eu/eli/dir/2022/2041/oj

DE ABL C vom 9.4.2026

50. fordert die Kommission nachdriicklich auf, die Finanzierungsinstrumente im MFR fiir die Zeit nach 2027 zu straffen
und aufeinander abzustimmen, um einen kohérenten und koordinierten Ansatz fiir die Unterstiitzung von Strategien
fiir einen gerechten Ubergang durch den Fonds fiir einen gerechten Ubergang I sicherzustellen; betont, dass der
Anwendungsbereich des Fonds fiir einen gerechten Ubergang 11 im Einklang mit den Vorschldgen der Mitgliedstaaten
durch Mafinahmen erweitert werden kénnte, die zu ergreifen sind, bis der Verlust von Arbeitspldtzen vor Ort in der
Region ausgeglichen wird, und dass der Schwerpunkt des Fonds darauf liegen sollte, die nachhaltige Entwicklung mit
der Wettbewerbsfahigkeit in Einklang zu bringen und dabei sicherzustellen, dass die im Ubergang befindlichen
Regionen wirtschaftlich gedeihen konnen, ohne dass ihre 6kologischen und sozialen Ziele gefihrdet werden; hebt
hervor, dass Pline fiir Gebiete eines gerechten Ubergangs erforderlich sind, bei denen ein proaktiver Ansatz gewihlt
wird, um auch mogliche kiinftige Transformationsprozesse zu antizipieren, und dass diese Pline eine klare
Verpflichtung zur Ausarbeitung strategischer Initiativen fiir Erholung und Entwicklung enthalten miissen, wobei ein
besonderer Schwerpunkt auf der Unternehmensentwicklung und der Schaffung von Arbeitsplitzen in den Gebieten
liegen sollte, die besonders von der SchlieSung von Betriebsstitten zur Erzeugung fossiler Brennstoffe betroffen sind;
betont, dass die Mitgliedstaaten auf ihrem Weg zur Dekarbonisierung im Einklang mit den vereinbarten EU-Zielen
und unter Beriicksichtigung der technologischen und wirtschaftlichen Aspekte sowie abhingig von den lokalen und
regionalen Bediirfnissen iiber eine gewisse Flexibilitit verfiigen;

51. Dbetont, dass prizisere Zuweisungskriterien und eine prizisere Abgrenzung des territorialen Anwendungsbereichs der
Fonds erforderlich sind, um den Schwerpunkt insbesondere auf die lokalen und regionalen Gebietskorperschaften im
Rahmen der NUTS-3 (*')-Verwaltungsebene zu legen; betont, dass es wichtig ist, dass die Mittel die Regionen
erreichen, die vom Ubergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft aufgrund der branchenbezogenen Ausrichtung
ihrer Wirtschaft oder von der Schliefung CO,-intensiver Anlagen besonders betroffen sind, und dass sich
Investitionen nicht nur auf die grofen stidtischen Zentren der NUTS-3-Gebiete konzentrieren; betont, dass es
dringend erforderlich ist, auch territoriale und demografische Indikatoren in die Zuweisung von Mitteln aus dem
Fonds fiir einen gerechten Ubergang einzubeziehen, wie etwa die Alterung der Bevolkerung, die Abwanderung
junger Menschen, den anhaltenden Bevolkerungsriickgang und die Entvolkerung sowie die Auswirkungen instabiler
Beschiftigungsformen;

52. ist der Ansicht, dass der Rahmen fiir verantwortungsvolles Handeln fiir die Umsetzung des gerechten Ubergangs von
entscheidender Bedeutung ist; unterstreicht, dass die lokalen und regionalen Gebietskorperschaften angesichts ihrer
Biirgernihe und ihres tiefen Verstindnisses der territorialen Bediirfnisse eine zentrale Rolle bei der Sicherstellung der
wirksamen Gestaltung, Umsetzung und Uberwachung von EU-Programmen spielen; hebt hervor, dass es wichtig ist,
das Partnerschaftsprinzip und den Europdischen Verhaltenskodex fiir Partnerschaften zu wahren, und auf die
Einhaltung des ortsbezogenen Ansatzes Wert zu legen, um die uneingeschrinkte Beteiligung von lokalen und
regionalen Gebietskorperschaften, Sozialpartnern und Organisationen der Zivilgesellschaft an der Verwaltung,
Auswahl und Uberwachung der finanzierten Projekte im Einklang mit dem in der Verordnung (EU) 2021/1060
festgelegten Grundsatz der Multi-Level-Governance sicherzustellen;

53. Dbeauftragt seine Prisidentin, diese Entschliefung dem Rat, der Kommission, dem Europaischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen sowie den nationalen und regionalen Parlamenten der Mitgliedstaaten
zu iibermitteln.

(*") Klassifikation der Gebietseinheiten fiir die Statistik (Nomenclature of territorial units for statistics) — Level 3.

12/12 ELL http://data.europa.eu/eli/C/2026/147 3/oj



	P10_TA(2025)0186 — Bedeutung der Kohäsionspolitik bei der Unterstützung des gerechten Übergangs — Entschließung des Europäischen Parlaments vom 10. September 2025 zu der Bedeutung der Kohäsionspolitik bei der Unterstützung des gerechten Übergangs (2024/2121(INI)) (C/2026/1473)

